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Resolution 2270 (2016) 

vom 2. Mªrz 2016 

 Der Sicherheitsrat, 

 unter Hinweis auf seine früheren einschlägigen Resolutionen, namentlich die Resolutionen 825 (1993) 

vom 11. Mai 1993, 1540 (2004) vom 28. April 2004, 1695 (2006) vom 15. Juli 2006, 1718 (2006) vom 
14. Oktober 2006, 1874 (2009) vom 12. Juni 2009, 1887 (2009) vom 24. September 2009, 2087 (2013) vom 

22. Januar 2013 und 2094 (2013) vom 7. März 2013, sowrklärungen seä䅬䕑es Präsnten vom 6.  Ok-

tober 2006487, 13. AprŬ䅬䔿 2009488 und 16. AprŬ䄀 2012489, 

 bekräftic쀀fe Nichtverbreitung von Kernwaffen

490 und die internationalen Anstrengungen zur Stärkung des globalen 

Nichtverbreitungsregimes für Kernwaffen darstellt, und die Gefahr, die sich daraus für den Frieden und die 

Stabilität in der Region und darüber hinaus ergibt, 

 abermals unterstreichend, wie wichtig es ist, dass die Demokratische Volksrepublik Korea auf andere 

Besorgnisse der internationalen Gemeinschaft in Sicherheits- und humanitären Fragen eingeht, 

 sowie unterstreichend, dass die mit dieser Resolution verhängten Maßnahmen nicht den Zweck haben, 

nachteilige humanitäre Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung der Demokratischen Volksrepublik Korea 

hervorzurufen, 

 bedauernd, dass die Demokratische Volksrepublik Korea finanzielle, technische und industrielle Res-

sourcen in die Entwicklung ihres Programms für Kernwaffen und ballistische Flugkörper lenkt, und ihre 

erklärte Absicht, Kernwaffen zu entwickeln, verurteilend, 

 mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis 
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 mit dem Ausdruck seiner anhaltenden Besorgnis darüber, dass die Demokratische Volksrepublik Korea 

die Vorrechte und Immunitäten missbraucht, die ihr nach den Wiener Übereinkommen über diplomatische 

Beziehungen491 und konsularische Beziehungen492 eingeräumt werden, 

 mit dem Ausdruck seiner größten Besorgnis darüber, dass die derzeitigen nuklearen und ballistische 

Flugkörper betreffenden Tätigkeiten der Demokratischen Volksrepublik Korea weiter erhöhte Spannungen 
in der Region und darüber hinaus erzeugt haben, und feststellend, dass nach wie vor eine klare Bedrohung 

des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit besteht, 

 tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen und Maßnahmen nach deren Arti-

kel 41 ergreifend, 

 1. verurteilt mit allem Nachdruck den von der Demokratischen Volksrepublik Korea am 6. Januar 2016 

unter Verletzung und grober Missachtung der einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrates durchgeführ-

ten Nuklearversuch und verurteilt ferner den von der Demokratischen Volksrepublik Korea am 7. Februar 

2016 vorgenommenen Start, bei dem Technologie für ballistische Flugkörper verwendet wurde und der einen 

schweren Verstoß gegen die Resolutionen 1718 (2006), 1874 (2009), 2087 (2013) und 2094 (2013) darstellte; 

 2. bekräftigt seine Beschlüsse, dass die Demokratische Volksrepublik Korea jegliche weiteren Starts, 

bei denen Technologie für ballistische Flugkörper verwendet wird, Nuklearversuche und jegliche sonstige 

Provokation zu unterlassen, alle mit ihrem Programm für ballistische Flugkörper verbundenen Aktivitäten 
auszusetzen und in diesem Zusammenhang ihre bestehende Verpflichtung auf ein Moratorium für Flugkör-

perstarts wiederherzustellen hat, und verlangt, dass die Demokratische Volksrepublik Korea diesen Verpflich-

tungen sofort vollständig nachkommt; 

 3. bekräftigt außerdem seine Beschlüsse, dass die Demokratische Volksrepublik Korea alle Kernwaf-

fen und bestehenden Nuklearprogramme auf vollständige, verifizierbare und unumkehrbare Weise aufzuge-

ben und alle damit verbundenen Tätigkeiten sofort einzustellen hat; 

 4. bekräftigt ferner seinen Beschluss, dass die Demokratische Volksrepublik Korea alle anderen vor-

hand
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oder c) der Ausschuss im Einzelfall festgestellt hat, dass die Ausweisung der Person den Zielen der Resolu-

tionen 1718 (2006), 1874 (2009), 2087 (2013), 2094 (2013) und dieser Resolution zuwiderliefe; 

 14. beschließt außerdem, dass ein Mitgliedstaat, wenn er feststellt, dass eine Person, die nicht seine 

Staatsangehörigkeit besitzt, im Namen oder auf Anweisung einer benannten Person oder Einrichtung handelt 

oder bei der Umgehung von Sanktionen oder bei Verstößen gegen die Resolutionen 1718 (2006), 1874 

(2009), 2087 (2013), 2094 (2013) oder gegen diese Resolution behilflich ist, die Person zur Repatriierung in 

den Staat der Staatsangehörigkeit der Person aus seinem Hoheitsgebiet ausweist, im Einklang mit dem gel-
tenden innerstaatlichen Recht und Völkerrecht, sofern die Anwesenheit der Person nicht für die Durchfüh-

rung eines Gerichtsverfahrens oder ausschließlich zu medizinischen, sicherheitsbezogenen oder sonstigen 

humanitären Zwecken erforderlich ist oder der Ausschuss im Einzelfall festgestellt hat, dass die Ausweisung 

der Person den Zielen der Resolutionen 1718 (2006), 1874 (2009), 2087 (2013), 2094 (2013) oder dieser 

Resolution zuwiderliefe, mit der Maßgabe, dass diese Ziffer Vertreter der Regierung der Demokratischen 

Volksrepublik Korea nicht an der Durchreise zum Amtssitz oder zu anderen Einrichtungen der Vereinten 

Nationen zum Zweck der Wahrnehmung von Dienstgeschäften betreffend die Vereinten Nationen hindert; 

 15. unterstreicht, dass alle Mitgliedstaaten infolge der Erfüllung der in Ziffer 8 d) der Resolution 1718 

(2006) und in den Ziffern 8 und 11 der Resolution 2094 (2013) auferlegten Verpflichtungen die Vertretungen 

benannter Einrichtungen schließen und diesen Einrichtungen sowie Personen oder Einrichtungen, die direkt 

oder indirekt für sie oder in ihrem Namen handeln, verbieten, sich an Gemeinschaftsunternehmen oder an-

deren Geschäftsvereinbarungen zu beteiligen, und unterstreicht, dass die Staaten verpflichtet sind, Repräsen-

tanten einer solchen Vertretung, die Staatsangehörige der Demokratischen Volksrepublik Korea sind, zur Re-
patriierung in die Demokratische Volksrepublik Korea aus ihrem Hoheitsgebiet auszuweisen, im Einklang 

mit dem geltenden innerstaatlichen Recht und Völkerrecht, gemäß und im Einklang mit Ziffer 10 der Reso-

lution 2094 (2013); 

 16. stellt fest, dass die Demokratische Volksrepublik Korea häufig Tarnfirmen, Strohfirmen, Gemein-

schaftsunternehmen und komplexe, undurchsichtige Eigentumsstrukturen benutzt, um gegen die in den ein-

schlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats verhängten Maßnahmen zu verstoßen, und weist in dieser Hin-

sicht den Ausschuss an, mit Unterstützung der Sachverständigengruppe für die Demokratische Volksrepublik 

Korea Personen und Einrichtungen zu ermitteln, die solche Praktiken anwenden, und sie gegebenenfalls als 

Personen und Einrichtungen zu benennen, die den in den Resolutionen 1718 (2006), 1874 (2009), 2087 

(2013), 2094 (2013) und in dieser Resolution verhängten Maßnahmen unterliegen; 

 17. beschließt, dass alle Mitgliedstaaten verhindern, dass in ihrem Hoheitsgebiet oder durch ihre 

Staatsangehörigen Staatsangehörige der Demokratischen Volksrepublik Korea Fachunterricht oder Fachaus-

bildung in Disziplinen erhalten, die zu den proliferationsrelevanten nuklearen Tätigkeiten der Demokrati-

schen Volksrepublik Korea oder zur Entwicklung von Trägersystemen für Kernwaffen beitragen könnten, 

einschließlich Unterricht oder Ausbildung in höherer Physik, fortgeschrittener Computersimulation und da-

mit zusammenhängenden Computerwissenschaften, raumbezogener Navigation, Kerntechnik, Luft- und 

Raumfahrttechnik und damit zusammenhängenden Disziplinen; 

 18. beschließt außerdem, dass alle Staaten die in ihrem Hoheitsgebiet oder im Transit durch dieses, 
einschließlich in ihren Flughäfen, Seehäfen und Freihandelszonen, befindlichen Ladungen überprüfen, die 

aus der Demokratischen Volksrepublik Korea kommen oder für sie bestimmt sind oder für die die Demokra-

tische Volksrepublik Korea oder ihre Staatsangehörigen oder in ihrem Namen oder auf ihre Weisung han-

delnde Personen oder Einrichtungen oder in ihrem Eigentum oder unter ihrer Kontrolle stehende Einrichtun-

gen oder benannte Personen oder Einrichtungen als Vermittler dienten oder die auf einem die Flagge der 

Demokratischen Volksrepublik Korea führenden Luftfahrzeug oder Seeschiff befördert werden, um sicher-

zustellen, dass keine Artikel unter Verstoß gegen die Resolutionen 1718 (2006), 1874 (2009), 2087 (2013), 

2094 (2013) und gegen diese Resolution weitergegeben werden, und fordert die Staaten auf, diese Überprü-
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 24. beschließt, dass die Demokratische Volksrepublik Korea alle chemischen und biologischen Waffen 

und damit zusammenhängenden Programme aufzugeben und in striktem Einklang mit ihren Verpflichtungen 

als Vertragspartei des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakte-

riologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher Waffen493 zu 

handeln hat, und fordert die Demokratische Volksrepublik Korea auf, dem Übereinkommen über das Verbot 
der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung 

solcher Waffen494 beizutreten und dessen Bestimmungen dann sofort zu befolgen; 

 25. beschließt außerdem, die mit Ziffer 8 der Resolution 1718 (2006) und mit dieser Resolution ver-

hängten Maßnahmen durch die Benennung zusätzlicher Güter anzupassen, weist den Ausschuss an, seine 

diesbezüglichen Aufgaben wahrzunehmen und dem Rat innerhalb von 15 Tagen nach der Verabschiedung 

dieser Resolution Bericht zu erstatten, und beschließt ferner, dass er, wenn der Ausschuss nicht handelt, selbst 

tätig werden wird, um die Maßnahmen innerhalb von sieben Tagen nach dem Erhalt des genannten Berichts 

anzupassen; 

 26. weist den Ausschuss an, die in dem Dokument S/2006/853 und Corr.1 genannten Artikel spätes-

tens 60 Tage nach der Verabschiedung dieser Resolution und danach alljährlich zu überprüfen und zu aktua-

lisieren; 

 27. beschließt, dass die in Ziffer 8 a) und b) der Resolution 1718 (2006) verhängten Maßnahmen auch 

auf jeden Artikel Anwendung finden, der nach Feststellung des betreffenden Staates zu den Nuklearprogram-

men, den Programmen für ballistische Flugkörper oder anderen Programmen für Massenvernichtungswaffen 









Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats vom 1. August 2015 bis 31. Dezember 2016 

710





Resolutionen und Beschlüsse des 



Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats vom 1. August 2015 bis 31. Dezember 2016 

713 
 

4. HESONG TRADING COMPANY 

a. Beschreibung: Die Korea Mining Development Trading Corporation (KOMID) ist die 

Muttergesellschaft der Hesong Trading Corporation. 

b. Sitz: Pjöngjang, DVRK 

 

5. KOREA KWANGSON BANKING CORPORATION (KKBC) 

a.






